
Von Christopher Onkelbach

Berlin. Mit ihrem neuen Buch
„Kampf um Strom“ will Prof. Clau-
dia Kemfert, Leiterin der Energie-
abteilung beim Deutschen Institut
für Wirtschaftsforschung (DIW),
der „lauten und einflussreichen“
Lobby der Energiewende-Gegner
entgegentreten und ihre Argumen-
te entkräften. Der Ton der Wissen-
schaftlerin ist durchaus gereizt.

Frau Prof. Kemfert, haben Sie eine
Streitschrift verfasst?
Claudia Kemfert: Mich ärgert, wie
unsachlich die Debatte über die
Energiewende verläuft. Ich befür-
worte die Wende, deswegen möch-
te ich den aberwitzigen Schlacht-
parolen der Energiewende-Gegner
entgegentreten. Manche davon
sind jabereits zuMythengeworden
und verunsichern die Menschen.
Dabei will die große Mehrheit das
Ziel erreichen, bis 2050 80 Prozent
der Stromversorgung aus erneuer-
baren Energien zu gewinnen. Bis
dahin ist noch viel Zeit, aber die
Entscheidungen fallen jetzt.

Der Strompreis an der Börse ist
niedrig, doch der Verbraucher zahlt
höhere Preise. Wieso?
Je niedriger der Börsenpreis ist,
desto größer ist die Lücke zu den
festenVergütungssätzen,diedieEr-
zeuger von Ökostrom erhalten.
Diese Lücke muss die EEG-Umla-
ge füllen. Es wäre allerdings leicht
für die Konzerne, die niedrigen
Börsenpreise an die Kunden wei-
terzugeben. Mit dem Sündenbock
Ökoenergie lassen sich aber Ge-
winne machen. Das wird den Ver-
brauchern von der Politik nicht
ausreichend erklärt.

Wo stehen wir bei der Energiewen-
de?
BeimAusbau sindwir schonweiter
als geplant. Doch es gibt noch gro-
ße Hürden. So hinkt der Netzaus-
bau hinterher, wir brauchen mehr
Speicher für Ökostrom und eine
bessere Kooperation zwischen
Bund und Ländern und in Europa.
Anstatt diese Probleme anzuge-
hen, wird nur von der EEG-Umla-
ge geredet – eine Alibi-Diskussion,
um die Energiewende abzuwür-
gen.

Kritiker sagen, das Erneuerbare-
Energien-Gesetz, das EEG, das dem
Ökostrom Vorrang bei der Einspei-
sung in die Netze gewährt und eine
feste Vergütung garantiert, muss
weg. Ist das richtig?
Das ist falsch. Das EEG ist ein Er-
folgsmodell. Über 60 Länder ha-
ben eine ähnliche Regelung einge-
führt. Ichwarnedavor,dasEEGab-
zuschaffen, die Investoren würden
abspringen und die Energiewende
käme zum Erliegen. Was wir brau-
chen ist ein marktfähiges System,
das in der Übergangszeit das
Nebeneinander von fossilen und
erneuerbaren Energieträgern re-

gelt.DerMarkt regelt das nicht von
allein.

Geht der Ausbau der Ökoenergie zu
schnell voran?
Dass die Energiewende zu schnell
geht, ist neben der Preislüge der
zweite Mythos, der von den Geg-
nern verbreitet wird. Sie versuchen
damit, die Wende zu torpedieren
oder zu bremsen. Denn solange al-
te stillgelegte Kohlekraftwerke
nicht durch erneuerbare Energien
ersetzt werden können, müssen
neue Kraftwerke gebaut werden.
Die laufen dann aber 40 bis 60 Jah-
re. Sind sie erstmal amNetz, gibt es

für einen Zubau von Ökoenergie
keine Notwendigkeit mehr. Das
aber ist nötig, und zwar schnell.
Das Zeitfenster ist klein.

Wer sind die Gegner der Energie-
wende?
VieleWirtschaftskräfte haben Inte-
resse, den Status Quo zu bewah-
ren.Dazu gehörenStromkonzerne
– von denen einige allerdings
schon sehr viel für die Energiewen-
de tun – dazu gehören energiein-
tensive Unternehmen. Außerdem
gibt es rein ideologische Gegner.
Konservative, denen alles Grüne
suspekt ist oderAnhänger der FDP,
die zwar in der Regierung ist, aber
nicht hinter der Entscheidung zur
Energiewende steht.

Was sind die Motive der Bremser?
Derzeit verdienen die Konzerne
mit abgeschriebenen Kraftwerken
viel Geld. Sie haben ein Interesse
daran,dass sichderBauvonKohle-
kraftwerken noch lange rentiert. Je
schneller die Energiewende voran-
kommt, desto schneller brechen
die Geschäftsmodelle weg.

Kann die Energiewende noch schei-
tern?
Diese Gefahr sehe ich. Das Ma-
nagement der Energiewende muss
sich verbessern. Die Zuständigkei-
ten müssen gebündelt werden.
Netzausbau, Speicher und die
internationale Koordination sind
weitere Themen. Wenn man diese
Aufgaben nicht entschlossen an-
geht, haben die Energiewende-
Gegner weiter ihr Spielfeld und
schlimmstenfalls am Ende Erfolg.

„Energiewende hat mächtige Gegner“
Claudia Kemfert, Leiterin der Energieabteilung beim Deutschen Institut für

Wirtschaftsforschung, über die Strompreislüge, Lobbyismus und teure Mythen

Berlin. Aus Sorge vor Nachteilen
beim „Wahl-O-Mat“-Programm im
Internet will die SPD offenbar auf
einKurzwahlprogramm für dieBun-
destagswahl verzichten. Als Grund
habe Generalsekretärin Nahles bei
einer Vorstandsklausur die internet-
basierte Entscheidungshilfe der
Bundeszentrale für politische Bil-
dung genannt, berichtete der „Spie-
gel“.Mit dem „Wahl-O-Mat“ können
Interessierte anhand etlicher Fragen
herausfinden,welche Partei die eige-
nen Interessen am ehesten vertritt.
Nahles befürchtet offenbar, dass

ein Kurzwahlprogramm auf zu viele
Fragen keine Antwort bereithielte
und die SPD so bei der Auswertung
schlechter abschneide. Der „Wahl-
O-Mat“gilt gerade fürNeuwähler als
Entscheidungshilfe und wurde bei
der vergangenen Bundestagswahl
6,7 MillionenMal genutzt.
SPD-Kanzlerkandidat Peer Stein-

brück hatte den Wunsch geäußert,
das Wahlprogramm solle nur rund
zehn Seiten umfassen, weil es da-
durch verständlicher sei. afp

SPD-Angst vor
„Wahl-O-Mat“

Verzicht auf
Kurzwahlprogramm

Berlin. Radikale Islamisten haben
Deutschland in einem Internetvideo
mit Anschlägen im Sommer ge-
droht. Ähnlich der Anschläge auf
das NewYorkerWorld Trade Center
werde esAttentate auf denReichstag
in Berlin geben, heißt es in demdrei-
minütigen Video nach einem Be-
richt derOnlineausgabe derZeitung
„Die Welt“ vom Samstag. „Wir wol-
len Obama und Merkel tot sehen“,
erklärt darin ein deutscher Islamist.
Ein Sprecher des Bundesamtes für
Verfassungsschutz sagte, es handele
sich um ein islamistisches Kampf-
lied. Es sei den Sicherheitsbehörden
bekannt und werde ausgewertet. rtr

Islamisten drohen
Merkel mit Anschlag

Berlin.WenigeTage vordemEU-Gip-
fel ist zwischen der EU-Kommission
und der Bundesregierung ein Streit
überdieAgrarreformentbrannt.EU-
Agrarkommissar Dacian Ciolos
warf Deutschland vor, den Aufbau
einer umweltverträglicheren Land-
wirtschaft zu blockieren. Landwirt-
schaftsministerin Ilse Aigner (CSU)
zieht gegen Brüssels Pläne zur Kür-
zung der Agrarsubventionen zu Fel-
de. Der Streit dürfte beim EU-Gipfel
Ende der Woche zur Sprache kom-
men. Brüssel kritisiert, dass Berlin
den Anteil ökologischer Ausgleichs-
flächen begrenzen will. dpa

Streit um Geld für
Landwirtschaft

Berlin. Erzbischof Gerhard Ludwig
Müllers Vergleich antikatholischer
Strömungen mit einer Pogromstim-
mung stößt bei deutschen Politikern
auf scharfe Kritik und Empörung.
BundesjustizministerinSabineLeut-
heusser-Schnarrenberger (FDP) sag-
te, Vergleiche mit dem Holocaust
seien „geschmacklos, wenn es um
unterschiedliche Auffassungen in
unserer Gesellschaft zu aktuellen
Fragen“ wie beispielsweise zur Ehe
und Familie gehe. Die Grünen-Vor-
sitzendeClaudiaRothnanntees „ab-
solut inakzeptabel und gefährlich
geschichtsvergessen“, von „einer
Pogromstimmung gegenüber der ka-
tholischen Kirche zu sprechen“. epd

Kritik nach
Pogrom-Vergleich

Irak. Bei einem Angriff auf das
Polizeihauptquartier in Kirkuk sind
mindestens 16 Menschen getötet
und 70 weitere verletzt worden.
Ein Selbstmordattentäter sprengte
sich am Sonntag in die Luft.

Pakistan. Bei einem Selbst-
mordanschlag auf einen Militär-
posten im Nordwesten Pakistans
sind am Samstag 24 Menschen
getötet worden. Es handele sich
um 13 Soldaten und elf Zivilisten,
unter ihnen vier Kinder, teilten die
Behörden mit. Zu dem Anschlag
bekannten sich die Taliban.

Großbritannien. Die 15-jäh-
rige Malala aus Pakistan ist in Bir-
mingham erfolgreich operiert wor-
den. Die zwei Eingriffe am Sams-
tag hätten fünf Stunden gedauert,
teilte das Queen-Elizabeth-Hospi-
tal ammit. Malala hatte sich in Pa-
kistan für die Rechte von Mädchen
eingesetzt. Taliban hatten sie im
Oktober überfallen und in den
Kopf geschossen.

KOMPAKT
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Gabriel lässt Politik
für Tochter sausen

LEUTE

Berlin. Der SPD-Vor-
sitzende Sigmar
Gabriel stellt im
Ernstfall die Politik
für seine Familie
hintan. „Als meine

Tochter vor zwei Wochen mit ho-
hem Fieber sogar ins Krankenhaus
musste, bin ich mit ihr fast eine
Woche in der Kinderklinik im El-
tern-Kind-Zimmer geblieben“ sag-
te der 53-Jährige der „Bild am
Sonntag“. dapd FOTO: DAPD

Lino Oviedo bei Absturz
ums Leben gekommen

Asunción. Der para-
guayische Präsident-
schaftskandidat Lino
Oviedo ist bei einem
Hubschrauberun-
glück umgekommen.

Staatschef Federico Franco bestä-
tigte am Sonntag den Tod des 69-
jährigen ehemaligen Generals. Die
Maschine sei 280 Kilometer nord-
westlich von Asunción zu Boden
gestürzt, berichtete der Rundfunk-
sender 780 AM. dpa FOTO: DPA

ZAHL DES TAGES

4 Milliarden Euro an Einnah-
men würde Italien verlieren,
wenn die Immobiliensteuer

wieder abgeschafft werden würde.
Silvio Berlusconi hat dies im Falle
eines Wahlsiegs versprochen.

„Ich habe ein Dirndl
und liebe es sehr.“
Katrin Göring-Eckardt, Spitzenkan-
didatin der Grünen, in der Leipziger
Volkszeitung über ihr Trachten-
kleid, das sie zu besonderen Anläs-
sen trage. Am Abend der Bundes-
tagswahl hoffe sie, dass Rainer
Brüderle (FDP) weit weg von ihr
stehe.

WORTLAUT
Berlin. Daniela Schadt, die
Lebensgefährtin von Bun-
despräsident Joachim
Gauck, bleibt dabei: Sie will
ihren Freund nicht heira-
ten: „Da die Familie damit
leben kann und da wir da-
mit leben können, glaube
ich, kann man das so las-
sen“, sagte Schadt der „Frankfurter
Allgemeinen Sonntagszeitung“. Sie
könne die Debatte über ihren Fami-
lienstand aber nachvollziehen, weil
sie wisse, dass ihr Zusammenleben
ohne Trauschein für manche Men-
schen ein Problem sei.
„Aber es gilt weiter, was ich immer

gesagt habe: Es ist ungewöhnlich, es
ist für einige ein Affront, von uns al-
lerdings nicht so gemeint, da wir ja
kein bestimmtes Rollenmodell pro-
pagierenmöchten“, sagte die 53-Jäh-
rige. Gauck ist nach wie vor mit der
Mutter seiner Kinder verheiratet,

lebt aber seit langem in
einer Beziehung mit
Schadt.AufdieFrage,wiees
sei, nach einer langen Fern-
beziehung und einer eige-
nenberuflichenKarrierezu-
sammenzuziehen, sagte
Schadt: „Es ist keinModell,
das ich zur allgemeinen

Nachahmung empfehle. Ein eigen-
ständiges Leben ist schon sehr
schön.“ Doch sei mit Gaucks Wahl
zumPräsidenten „eine sehr spezielle
Situation“ eingetreten.
Bundespräsident Joachim Gauck

sprach sich zur gleichen Zeit beim
Kolpingwerk in Köln für die Stär-
kung der Familie aus. Die Familie sei
„für unsere ganze Gesellschaft von
lebenswichtiger Bedeutung“, sagte
das Staatsoberhaupt amWochenen-
de. Die Familie sei „das erste Netz“,
das dem Menschen Geborgenheit
gebe. dpa/afp

„First Lady“ will
Gauck nicht heiraten

Sie ahnt aber, dass ihr Zusammenleben ohne
Trauschein für manche Bürger ein Problem ist

Berlin. Wenige Tage vor der geplan-
ten Klage Bayerns und Hessens
gegen den Länderfinanzausgleich
wird der Ton unter den Ländern
schärfer. NRW-Finanzminister Nor-
bert Walter-Borjans (SPD) forderte
die beiden Ländern im „Kölner
Stadt-Anzeiger“ zum Verzicht auf
den Schritt auf. Bayerns Finanzmi-
nister Markus Söder wies dies zu-
rück undwarf insbesondere der Ber-
liner Landesregierung eine verfehlte
Finanzpolitik vor.
Am Dienstag wollen Bayern und

Hessen die Klage vor dem Bundes-
verfassungsgericht beschließen. Da-
mit zerstörten sie die Grundlage für
eine sachliche Diskussion über den
künftigen Finanzausgleich, kritisier-
te Walter-Borjans. Er unterstellte
den beiden Landesregierungen, die
sich dieses Jahr Wahlen stellen müs-
sen, wahlkampftaktische Erwägun-
gen. Ein Gerichtsverfahren würde

die Länder „beim Ringen um eine
Anschlussregelung nach Vertragsab-
lauf weit zurückwerfen“.
Bayerns Finanzminister Söder

(CSU) zeigte sich insbesondere über
das Land Berlin verärgert, das der
mit Abstand größte Empfänger der
Ausgleichszahlungen ist. „Es kann
nicht sein, dass Bayern und Hessen
die verfehlte Politik Berlins subven-
tionieren und am Ende die Scha-
densersatzansprüche für Wowereits
Flughafendesaster zahlen“, sagteSö-
der der „Welt am Sonntag“.
Thüringens Ministerpräsidentin

Christine Lieberknecht (CDU) gab
den Klägern keine Chance. Sie ver-
wies im RBB-inforadio darauf, dass
die derzeitigen Regeln des Finanz-
ausgleichs das Ergebnis früherer
Klagen von Bayern, Hessen und Ba-
den-Württemberg vor dem Verfas-
sungsgericht seien: „Das heißt für
mich, dass er verfassungsfest ist.“afp

Heftiger Streit um
den Länderfinanzausgleich
Hessen und Bayern planen Gang vor das

Verfassungsgericht. NRWwarnt

Kampf um den Strom: Claudia Kemfert. FOTO: UWE AUFDERHEIDE

Claudia Kemfert leitet seit
2004 die Abteilung Energie, Ver-
kehr, Umwelt am Deutschen Ins-
titut für Wirtschaftsforschung.
Sie ist Professorin für Energie-
ökonomie und Nachhaltigkeit
an der Hertie School of Gover-
nance in Berlin.

Die 44-Jährige war imWahl-
kampfteam von Norbert Röttgen
(CDU) in NRW als Energieminis-
terin vorgesehen.

Zur Person

Schadt mit
Gauck FOTO: DPA
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